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Das Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen 
UNDP berichtete, dass mehr 

als 73 Prozent der Bevölkerung Paki-
stans von weniger als zwei US Dollar 
am Tag lebt.1 Oxfam GB, eine NRO 
aus Großbritannien erklärte, dass 
50 bis 58 Prozent der Einkommen 
von einem Fünftel der Bevölkerung 
für den Kauf von Getreide ausgege-
ben wird; eine wachsenden Inflati-
on der Lebensmittelpreise hat weitere 
17 Millionen Menschen in die Armut 
drängt2, was zu wachsender Unge-
rechtigkeit führt. Neben anderen Be-
weggründen sind es vor allem Armut 
und Not, die Menschen in Selbstmord 
und in Selbstmordversuche drängen. 
Laut überregionalen Zeitungen be-
gingen von Januar bis Mai 2008 1 000 
Menschen Selbstmord, und 562 Men-
schen versuchten, sich das Leben zu 
nehmen.3

Nach neun Jahren Militärregierung 
bildete sich ein demokratischer Pro-
zess heraus: Nach den Wahlen konnte 
man im Februar 2008 den Erfolg ei-
ner zivilen Koalitionsregierung miter-
leben. Asif Ali Zardari, Witwer der er-
mordeten früheren Premierministerin 
Benazir Bhutto, wurde im September 
2008 als Präsident vereidigt. Die neue 
Regierung hat mehrfach angekündigt, 
die Menschenrechte zu respektieren. 
Diesem Ziel stehen verschiedene He-
rausforderungen wie die Wirtschafts-
krise mit ihren ungeahnten Ausma-

ßen, die Politik im Bezug auf den 
Krieg gegen den Terror sowie interne 
Sicherheitskrisen im Weg.

Auch die Wiederherstellung des Ge-
richtswesens in seiner Gesamtheit ist 
fraglich. Die Bewegung der Anwälte 
ebbte ab, nachdem einige der Rich-
ter, die vom ehemaligen Präsidenten 
Musharaf im November 2007 aus 
dem Amt geworfen worden waren, 
wieder eingestellt wurden. Die Re-
gierung reagiert jedoch nicht auf den 
wachsenden Druck der Anwälte, die 
fordern, dass der seines Amtes entho-
bene Oberste Richter Iftikhar Chaud-
hary wieder in sein Amt zurückkehrt, 
der der Bewegung wichtige Impulse 
liefert.

Der anhaltende militante Wider-
stand in den nördlichen Gebieten und 
das Überschwappen auf den Rest des 
Landes, haben zu einer Flut an Selbst-
mordattentaten und Bombenanschlä-
gen geführt. 2007 kam es zur bislang 
größten Zahl von Selbstmordatten-
taten; Terroristen griffen im Laufe 
des Jahres 57 Ziele überall im Land 
an und ermordeten mehr als 760 Per-
sonen.4 Beim Eindringen der USA 
auf pakistanisches Territorium, unter 
dem Vorwand Taliban in den Stam-
mesgebieten anzugreifen, wurden vor 
kurzem unschuldige Personen, darun-
ter Kinder und Frauen getötet. Damit 
wurde auch die staatliche Souveränität 
und Integrität in Frage gestellt.

Im Zuge des UPR-Prozess in Pa-
kistan gab es auch positive Entwick-
lungen. So wurde zum Beispiel ein 
Entwurf für eine Gesetzesvorlage 
von der Regierung angenommen, der 
die Gründung einer unabhängigen na-
tionalen Kommission für Menschen-
rechte vorsieht, die mit den Reso-
lutionen der UN-Vollversammlung 
einhergehen und ein individuelle Be-
schwerdeverfahren bieten soll. Der 
Entwurf sieht vor, dass die nationale 
Menschenrechtskommission mit der 
Verantwortung betraut wird, Gesetze 
zu prüfen und Nachbesserungen vor-
zuschlagen. Ebenso wird die Einrich-
tung von Menschenrechts-Gerichten 
vorgeschlagen. Noch ein weiterer Ent-
wurf für eine Gesetzesvorlage wurde 
zugelassen, der Frauen am Arbeitslatz 
vor Belästigung schützen soll. Das 
weitere Procedere sieht vor, dass Ge-
setzesvorlagen vom Parlament aner-
kannt werden müssen, ebenso braucht 
es die Zustimmung des Präsidenten, 
bevor sie in Gesetze übergehen.

Am 21. Juni 2008 verkündete der 
pakistanische Premierminister die 
Absicht der Regierung, Todesstra-
fen in lebenslange Haftstrafen umzu-
wandeln. Er versprach, im Juli 2007 
die Strafen von 700 Insassen in To-
deszellen in lebenslange Haft umzu-
wandeln und damit fast einem Drittel 
der Menschen in Todeszellen welt-
weit zu helfen.5 Generell wurde darin 
das Einschlagen einer neuen Strategie 
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erkannt, die Todesstrafe abzuschaf-
fen. Indessen äußerte sich ein isla-
mischer Geistlicher, dass das Erlassen 
von Amnestie außerhalb der Macht 
des Präsidenten liege. Gemäß des isla-
mischen Rechts der Scharia werde die 
Todesstrafe im Koran angeordnet und 
solle niemals aufgehoben werden. Im 
Hinblick auf die Umsetzung der Ini-
tiative, hieß es in einem Zeitungsarti-
kel: „I. A. Rehman, Vorsitzender der 
unabhängigen Menschenrechtskom-
mission von Pakistan (HRCP) sagte, 
dass seit Juni, nachdem der Premier-
minister seine Entscheidung bekannt 
gegeben hatte, 15 Menschen exeku-
tiert wurden; und dass seit Anfang des 
Jahres insgesamt 35 Personen gehängt 
wurden.“6

Talibanisierung verstärkt 
Frauenfeindlichkeit und Gewalt 
gegen Frauen

Die zunehmende „Talibanisie-
rung“ sowie die wachsende Armut, 
verbunden mit dem Fehlen von Ge-
richtsbarkeit und effektiver Maßnah-
men, um den militanten Widerstand 
in den Griff zu bekommen, verstär-
ken noch das ungeheure Ausmaß 
an anhaltenden, schrecklichen Ver-
brechen gegen Frauen. Das bestä-
tigte sich zuletzt, als Stammesälteste 
auf drei Mädchen im Teenager-Alter 
und zwei ältere Frauen in der Wüste 
in der Provinz Baluchistan schossen 
und die Opfer teils lebendig begru-
ben. Der Grund war, dass die Frauen 
Männer ihrer Wahl heiraten wollten. 
Informelle Rechtsordnungen in länd-
lichen Gebieten, wie panchayats und jir-
gas, die sich auf Unrecht und männ-
lich dominierte kulturelle Praktiken 
gründen, führen dazu, dass die ver-
wundbaren Massen weiterhin groben 
Ungerechtigkeiten ausgesetzt sind. 
Das gilt vor allem für Frauen, die im 
Prozess der Entscheidungs- und Ur-
teilsfindung keine Mitsprache haben.7 
Die besorgniserregende Zunahme 
von Ehrenmorden, Entehrung von 
Frauen in der Öffentlichkeit, Säure-
attentaten, Entstellungen, Verstüm-
melungen, Vergewaltigungen, Mas-

senvergewaltigungen, Entführungen 
und Zwangsverheiratungen, über die 
in den überregionalen Tageszeitungen 
berichtet wird, sind ein Zeichen der 
wachsenden Gewalt gegen Frauen. 
Insbesondere Frauen, die den unteren 
Gesellschaftsschichten angehören, se-
hen sich unglaublichen Hürden aus-
gesetzt, wenn sie Rechtshilfe in An-
spruch nehmen wollen, so dass sie 
eher zu stummen Rezipienten werden. 
Davon einmal abgesehen, hindern uns 
unser schwaches System der Anwen-
dung von Gesetzen sowie unverant-
wortliche Autoritäten daran, Gesetz 
und Ordnung für die Normalbürger 
zugänglich zu machen. Trotz natio-
naler und internationaler Verpflich-
tungen Pakistans finden sich nach wie 
vor Gesetze wie das Gesetz zur Zeu-
genaussage (1984), die Hudood-Gesetze 
(1979), das Gesetz zu Ehrenmorden 
(2004), Qisas und Diyat-Gesetze, eini-
ge Vorschriften zur Familienrechts-
verordnung (1961) sowie das Gesetz 
zur pakistanischen Staatsbürgerschaft 
(1951) in den Gesetzbüchern, die alle 
zur Diskriminierung von Frauen und 
Minderheiten beitragen.8 Im Mai 2008 
behauptete einer der Delegierten, der 
Pakistan im UPR-Prozess vertrat, 
dass es keine Diskriminierung in Be-
zug auf die Zeugenaussage von Män-
nern und Frauen gebe. Doch dies 
steht im Widerspruch zu einem Vor-
fall von Diskriminierung auf Grund 
des Geschlechts: Eine Geschäftsbank 
hatte einer Frau ihre Glaubwürdigkeit 
bei Aussagen in Finanzsachen abge-
sprochen und sich dabei auf Artikel 
17 des Gesetzes zur Zeugenaussage 
bezogen, der die Aussage einer Frau 
als nur halbwertig derjenigen eines 
Mannes ansieht, wenn es um finanzi-
elle und in die Zukunft gerichtete Ver-
pflichtungen geht; „die Aussagen von 
Frauen sind bei gerichtlichen Anwei-
sungen und Gesetzen der Regierung 
Pakistans nicht akzeptabel“, hieß es in 
einem offiziellen Vermerk der Bank.9 
Betrachtet man die Gleichberechti-
gung der Geschlechter in Pakistan, sei 
es in rechtlicher, wirtschaftlicher, so-
zialer oder politischer Hinsicht, stellt 
man fest, dass Frauen der Unterwer-

fung und Diskriminierung in den ver-
schiedensten Fällen ausgesetzt sind.

In einer Studie der Regierung zu 
Kinderarbeit im Jahr 1996 wurde von 
3,3 Millionen Kindern im Alter zwi-
schen fünf und 14 Jahren berichtet, 
die arbeiten müssen; diese Zahl stieg 
erblich an, als UNDP von mindestens 
9 Millionen Kindern sprach.10 Im State 
of World‘s Children der UNICEF ist Pa-
kistan auf Rang drei der Länder mit 
der höchsten Sterblichkeit bei Unter-
Fünf-Jährigen.11 Themen wie Unter-
ernährung, die viele Leben bedroht, 
Missbrauch bei den Rechten von Kin-
dern, sexuelle Ausbeutung und der 
Verkauf sexueller Dienste, der inter-
ne als auch externe Handel mit Kin-
dern, körperliche Züchtigung an 
Schulen sowie die Jugendgerichtsbar-
keit verdienen hierbei die größte Auf-
merksamkeit. Die Regierung hat ein 
Gesetz zum Kinderschutz ausgear-
beitet, um einen institutionellen Rah-
men für den Schutz von Kindern zu 
schaffen und damit den internatio-
nalen Verpflichtungen der Konventi-
onen zu Kinderrechten zu genügen. 
Ein Regierungsbeamter der National 
Commission for Child Welfare and Develop-
ment (NCWD) gab zu, dass die Struk-
turen der NCWD zu schwach seien, 
um ihre Dienstleistungen erbringen 
zu können.12

Streit um Blasphemie

Die Regierung plant jetzt die Ge-
setze zu prüfen, die Todesstrafen vor-
sehen. Hierzu zählt das am heftigsten 
diskutierte Gesetz zur Blasphemie, 
das immer wieder im Hinblick auf 
Unschuldige missbraucht wurde, ins-
besondere gegenüber religiösen Min-
derheiten. Seit dem das Gesetz zu 
Blasphemie in Kraft getreten ist, wur-
den 892 Menschen auf Grund dessen 
angeklagt und nur wenige wurden 
freigesprochen oder sind nach ihrer 
Verurteilung wieder frei gekommen.13 
Ein Regierungsbeamter erklärte, dass 
das Gesetz zu Blasphemie nicht ein-
deutig Blasphemie definiere. „Wir un-
tersuchen jetzt, was zu tun ist, ob die 
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Todesstrafe in Anbetracht von ‚Sec-
tion 295(C)‘ abgeschafft oder bei-
behalten wird.“ Es wurde aber auch 
erklärt, dass „das Gesetz unter Be-
rücksichtigung des Islam, der An-
sichten der Menschen in Pakistan und 
der Muslime rund um die Welt“ be-
richtigt werde.14 Die Länder des OIC 
haben Resolutionen zur „Diffamie-
rung der Religionen“ im Jahr 1999 bei 
der Menschenrechtskommission der 
Vereinten Nationen eingebracht, seit 
2006 jedes Jahr beim UN Menschen-
rechtsrat sowie seit 2005 jedes Jahr 
bei der UN-Vollversammlung, um 
dies zu einem internationalen Stan-
dard zu machen. Diese Resolutionen 
stehen im direkten Widerspruch zum 
internationalen Recht und zwar im 
Hinblick auf das Recht auf freie Re-
ligionsausübung und Meinungsäuße-
rung. Internationales Recht betont, 
dass Staaten eher die Rechte Einzel-
ner bei der Religionsausübung schüt-
zen sollen, als Religionen zu schützen 
oder das Konzept einer Religion. In 
Anbetracht des Gesetzes zur Blasphe-
mie in Pakistan, wird dieses bei Zuwi-
derhandlung selektiv gegenüber Min-
derheiten angewandt; das Vergehen 
kann durch Todesstrafe bestraft wer-
den. Zusammengefasst: Die Gesetze 
zur Blasphemie werden als Schutz-
schild im Namen der Diffamie-
rung von Religionen genutzt und als 
Schwert, um die religiösen Minder-
heiten zu verfolgen.

Wirtschaftliche und soziale 
Rechte

In den letzten Jahren hat Pakistan 
einen Rückgang der Arbeitslosenquo-
te erlebt und einen Anstieg des Wirt-
schaftswachstums: Die Arbeitslosen-
quote liegt bei rund sechs Prozent 
(schätzungsweise drei Millionen Men-
schen) und ist damit zwischen 2000 
und 2001 um 8,3 Prozent gesunken; 
zugleich sind die Beschäftigungschan-
cen pro Jahr um 4,4 Prozent gewach-
sen (so wurden 1,8 Millionen Jobs pro 
Jahr geschaffen), und die Arbeiter-
schaft jährlich um 4,4 Prozent gewach-
sen ist; außerdem ist die Arbeitslosen-

rate unter Frauen von 12,8 Prozent in 
2004 auf 9,4 Prozent in 2006 gesun-
ken.15

Der Premierminister Pakistans er-
klärte in seiner ersten Rede im März 
2008, dass er den Handel wiederher-
stellen will, ebenso Gewerkschaften 
und Studentenverbindungen im Land 
sowie einen Mindestlohn von 6 000 
Rupien im Monat. Doch einige der 
Arbeiter im Industriesektor sowie in 
Genossenschaften, warten nach wie 
vor auf die von der Regierung zuge-
sagten Löhne. Wenn es um die Ein-
haltung von Rechten und Fürsorge 
von Arbeitern geht, werden zentrale 
Bereiche nicht angesprochen, so zum 
Beispiel das Fehlen von Sozialschutz 
und Sozialhilfe, der Anstieg von 
Schuldknechtschaft, die ungeregel-
te Zunahme von Manufakturen, die 
nicht registriert sind, und informelle 
Gesetze und Politiken anwenden, der 
geringe Anteil von Frauen innerhalb 
der Arbeiterschaft, schlechte Arbeits-
bedingungen vor allem im Hinblick 
auf Gesundheits- und Sicherheitsstan-
dards in Kleinunternehmen in der In-
dustrie, Unterbezahlung sowie das 
Fehlen einer Stellungnahme zu diesen 
Themen auf Rechtsbasis.

Um den Stand der Menschenrechte 
zu verbessern, sollten abgestimmte 
Anstrengungen hervorgebracht und 
konkrete Mechanismen entworfen 
werden, die Menschenrechtsstandards 
beachten und die Ankündigungen der 
neuen Regierung zur Realität werden 
lassen.
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